
 

Gemeindeamt Ried im Oberinntal  

6531 Ried im Oberinntal, Ried i.O. 98 

Bezirk: Landeck/Tirol 

Ried i.O., am 23.09.2024 

 

 

KUNDMACHUNG 
 

über die in der Sitzung am Donnerstag, dem 19.09.2024 

gefassten Beschlüsse des Gemeinderates 
________________________________________________________________________________ 

 

TAGESORDNUNG: 

1.) Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 12.08.2024. 

 

2.) Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung einer Bausperre gemäß § 75 TROG 2022 

idgF für das Gemeindegebiet von Ried im Oberinntal bis zum Inkrafttreten der 

Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Ried im Oberinntal.  

 

3.) Beratung und Beschlussfassung betreffend die Aufhebung des Gemeinderatsbeschlusses vom 

30.11.2023 TA-Punkt 3.) Beratung und Beschlussfassung über die Auflage und Erlassung 

eines Bebauungsplanes im Bereich der Gstnr. 22/3 – Raiffeisenbank. 

 

4.)  a.) Bericht des Finanz-Überprüfungsausschusses 2. Quartal 2024. 

b.) Bedeckungsbeschluss. 

 

5.)  Beratung und Beschlussfassung über die Neuverpachtung des Seerestaurants. 

 

6.)  Beratung und Beschlussfassung über die Satzung der Projekt- und 

Strukturentwicklungsgenossenschaft Ried im Oberinntal eGen. 

 

7.) Information des Bürgermeisters über die Finanzlage der Gemeinden auf Basis des Schreibens 

der Bezirkshauptmannschaft Landeck: LA-G-FL/14-2024 vom 08.08.2024. 

 

8.) Gemeindegutsagrargemeinschaft Ried im Oberinntal. 

 a.) Genehmigung von Gemeindegutsagrargemeinschaftsrechnungen. 

 

9.) Personalangelegenheiten. 

 

10.) Anträge, Anfragen und Allfälliges. 

________________________________________________________________________________ 

 

 

 

TO-Pkt.1) Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 12.08.2024. 

Die Niederschrift über die Gemeinderatssitzung vom 12.08.2024 wurde allen Gemeinderäten 

zur Begutachtung übermittelt, vom Gemeinderat einstimmig genehmigt und ordnungsgemäß 

gefertigt. 
Abstimmung: 13:0 (einstimmig) 

 

 

 



 

TO-Pkt.2) Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung einer Bausperre gemäß § 75 

TROG 2022 idgF für das Gemeindegebiet von Ried im Oberinntal bis zum 

Inkrafttreten der Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der 

Gemeinde Ried im Oberinntal. 

Der Gemeinderat beschließt mit 13 JA, 0 NEIN und 0 ENTHALTUNGEN die Verordnung 

ein Bausperre gem. § 75 TROG 2022 idgF wie folgt: 

 

VERORDNUNG  
einer Bausperre gem. § 75 TROG 2022 idgF  

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ried im Oberinntal hat mit Hinblick auf die beabsichtigte 1.Fortschreibung 

des örtlichen Raumordnungskonzeptes in seiner Sitzung vom 19.09.2024 zu Tagesordnungspunkt 2 gemäß § 

75 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 - TROG 2022 idF LGBl. 85/2023 beschlossen, nachstehende 

Bausperre zu erlassen: 

 

§ 1  

Beabsichtigte Planungsmaßnahme 
Die Gemeinde Ried im Oberinntal ist gemäß § 31 c TROG verpflichtet, das bestehende örtliche 

Raumordnungskonzept fortzuschreiben. Der Entwurf zur 1. Fortschreibung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes wurde in der Sitzung des Gemeinderates vom 12.08.2024 zur öffentlichen Auflage 

beschlossen.  
 

Aufgrund der für die Wohnnutzung zur Verfügung stehenden Baulandreserven von rund 12 ha soll die 

künftige Bebauung zielgerichtet entsprechend der jeweiligen baulichen Gebietsstruktur sowie 

bedarfsorientiert und angepasst an den infrastrukturellen Entwicklungsstand der Gemeinde gesteuert werden. 

 

Wesentlich ist hierbei die Abgrenzung von Vorhaben, deren Dimension mit Blick auf die Gesamtheit der 

Baulandreserven entsprechende Auswirkungen beispielsweise auf die technische oder soziale Infrastruktur 

oder die Verkehrsinfrastruktur der Gemeinde erwarten lässt und im Hinblick auf die Wohnbedürfnisse der 

Bevölkerung betreffend der Verfügbarkeit von Bauland den angespannten Grundstücks- und 

Wohnungsmarkt verschärft, deren Steuerung über die Bebauungsplanung zur Gewährleistung einer 

geordneten Entwicklung aus fachtechnischer Sicht als zweckmäßig erachtet wird. 

 

Für Grundstücke, die als Wohngebiete gern. § 38 bzw. als Mischgebiete gern. § 40 TROG 2022 idgF oder 

als Sonderflächen mit Teilfestlegungen gern. § 51 TROG 2022 idgF gewidmet sind und für die ein 

Bebauungsplan nicht besteht, soll die Zulässigkeit von Neu-, Zu- und Umbauten auf Vorhaben beschränkt 

sein, die eine Mindestdichte von 1,3 BMD (Baumassendichte) und eine Höchstdichte von 0,4 NFD 

(Nutzflächendichte) für Bauplätze bis zu einer Größe von 600 m², für Bauplätze mit einer Größe von 600 – 

900 m² eine Höchstnutzfläche von 250 m² und für Grundstücke die größer sind als 900 m² eine 

Höchstnutzfläche von 400 m² einhalten, mit Ausnahme jener Grundstücke, bei welchen der rechtmäßig 

vorhandene Bestand diese Höchstdichten bereits überschreitet. Dort soll eine Bebauung im Ausmaß des 

rechtmäßigen Bestandes zulässig sein, wenn dieser nicht den Zielen der örtlichen Raumordnung 

widerspricht. 

 

Zur Steuerung der Entwicklung soll auf gewidmeten unbebauten Grundstücken ab einer entsprechenden 

Grundstücksgröße durch die Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungsplänen und damit einhergehend 

durch die Anwendung der Vertragsraumordnung eine geordnete bauliche Entwicklung gem. den Zielen der 

örtlichen Raumordnung sichergestellt werden. Dazu wird in der 1.Fortschreibung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes nachfolgende Bestimmung in die Verordnung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes aufgenommen, die die Gebiete und Grundflächen festlegt, für die Bebauungspläne 

zu erlassen sind (gem. § 31b TROG 2022 idgF): 

 

Für die Siedlungsentwicklungsbereiche, für die die Verpflichtung zur Bebauungsplanung festgelegt ist (B!), 

ist zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung für eine bauliche Nutzung bzw. weitere 

bauliche Nutzung die Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 

Bebauungsplanes erforderlich. Darüber hinaus ist die Erlassung eines Bebauungsplanes auf Bauplätzen mit 

einer Größe von mehr als 400 m² zwingend erforderlich. Außerdem ist die Erforderlichkeit der Erlassung 

eines Bebauungsplanes im Hinblick auf die Bestimmungen des § 55 Abs.2 TROG 2022 idgF zu prüfen. 

 



Des Weiteren wird für alle Grundstücke in der 1.Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes 

nachfolgende Bestimmung in die Verordnung des örtlichen Raumordnungskonzeptes als Bebauungsregel 

aufgenommen (gem. § 31b TROG 2022 idgF):  

 

Sofern in den jeweiligen baulichen Entwicklungsbereichen nichts anderes bestimmt ist, wird gem. § 31 b 

TROG 2022 idgF für Grundstücke, die als Bauland gem. § 38 bzw. § 40 TROG 2022 idgF oder Sonderfläche 

gem. § 51 TROG 2022 idgF gewidmet sind und für die nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften ein 

Bebauungsplan nicht zu erlassen ist und ein Bebauungsplan nicht besteht, festgelegt:  

Eine Bebauung bzw. weitere Bebauung eines Bauplatzes ist nur unter Einhaltung einer Mindestdichte von 

1,3 BMD (Baumassendichte) und  

- einer Höchstdichte von 0,4 NFD (Nutzflächendichte) für Bauplätze bis zu einer Größe von 600 m²,  

- für Bauplätze mit einer Größe von 600 – 900 m² eine Höchstnutzfläche von 250 m² und  

- für Grundstücke die größer sind als 900 m² eine Höchstnutzfläche von 400 m² einhält, zulässig,  

mit Ausnahme jener Grundstücke, bei welchen der rechtmäßig vorhandene Bestand diese Höchstdichten 

bereits überschreitet. Dort ist eine Bebauung im Ausmaß des rechtmäßigen Bestandes zulässig, wenn dieser 

nicht den Zielen der örtlichen Raumordnung widerspricht. 
 

§ 2  

Betroffene Bauvorhaben 
Ab dem Inkrafttreten der Bausperrenverordnung darf die Baubewilligung für Bauvorhaben, die mit diesen 

Planungszielen und den genannten Bedingungen im Widerspruch stehen, gem. § 34 Abs.3 lit.c TBO 2022 

idgF nicht mehr erteilt werden. Die Ausführung von anzeigepflichtigen Bauvorhaben, die mit diesen 

Planungszielen im Widerspruch stehen, ist ab diesem Zeitpunkt nach § 30 Abs. 3 fünfter Satz der Tiroler 

Bauordnung 2022 idgF zu untersagen. 
 

§ 3  

Planungsziele 

• Vorsorge für die bestimmungsgemäße Verwendung des Baulandes und der bestehenden 

Bausubstanz  

 

Aufgrund der massiven Baulandreserven von 12 ha in der Gemeinde ist eines der obersten Prinzipien, 

die weitere bauliche Entwicklung durch Erlassung entsprechender Verordnungen im Rahmen der 

Bebauungsplanung und damit einhergehend unter Anwendung der Vertragsraumordnung die 

bestimmungsgemäße Verwendung des Baulandes und der bestehenden Bausubstanz sicherzustellen.  

 

• Steuerung der baulichen Entwicklung in Abstimmung mit der Infrastrukturentwicklung in der 

Gemeinde  

 

Der durch die Mobilisierung der Baulandreserven und der durch die Neubau- bzw. 

Nachverdichtungsabsichten entstehenden Druck auf die bestehende soziale und technische 

Infrastruktur und Erschließungssituation ist durch eine bedarfsorientierte zurückhaltende Steuerung 

der baulichen Entwicklung an den infrastrukturellen Entwicklungsstand der Gemeinde anzupassen.  

 

• Schaffung von ausreichenden Flächen zur Befriedigung des dauernden Wohnbedarfes der 

Bevölkerung zu leistbaren Bedingungen 

 

Aufgrund des massiven Interesses von nicht ortsansässigen kapitalstarken Investoren an Bauland und 

auch an bestehenden Gebäuden und der damit einhergehenden Preissteigerungen bei den 

Grundstücks- und Immobilienpreisen werden der ortsansässigen Bevölkerung die für die Deckung 

des Wohnbedarfes erforderlichen Flächen und Gebäude entzogen. Ziel dieser Planungsmaßnahme ist 

es durch entsprechende Verordnungserlassungen und Anwendung der Vertragsraumordnung, dieser 

Entwicklung gegenzusteuern.  

 

§ 4 

Dauer der Sperre 
Die Bausperre tritt mit dem Inkrafttreten der 1. Fortschreibung des Örtlichen 

Raumordnungskonzeptes sonst spätestens zwei Jahre nach der Auflage des Entwurfes über die 1. 

Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes außer Kraft. 
 

 

 

 

 



 

§ 5  

Inkrafttreten der Bausperre 
Die Bausperre tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist gem. § 75 Abs. 6 TROG 2022 idgF 

folgenden Tag in Kraft. 

Für den Gemeinderat 

Der Bürgermeister 

Daniel Patscheider 
Abstimmung: 13:0 (einstimmig) 

  

TO-Pkt. 3) Beratung und Beschlussfassung betreffend die Aufhebung des 

Gemeinderatsbeschlusses vom 30.11.2023 TA-Punkt 3.) Beratung und 

Beschlussfassung über die Auflage und Erlassung eines Bebauungsplanes im 

Bereich der Gstnr. 22/3 – Raiffeisenbank. 

Der Gemeinderat beschließt mit 13 JA, 0 NEIN und 0 ENTHALTUNGEN die Aufhebung 

des Gemeinderatsbeschlusses vom 30.11.2023 TA-Punkt 3.) Beratung und Beschlussfassung 

über die Auflage und Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gstnr. 22/3 – 

Raiffeisenbank. 
 Abstimmung: 13:0 (einstimmig)  

 

TO-Pkt. 4) a.) Bericht des Finanz-Überprüfungsausschusses 2. Quartal 2024. 

  b.) Bedeckungsbeschluss. 

a.) Der Kassenprüfungsbericht vom 27.08.2024 über das 2. Quartal 2024 wird vom Obmann 

des Überprüfungsausschusses Thomas Zerzer vorgetragen. Die Übereinstimmung der Kassa 

mit der Buchhaltung war gegeben. Der Gemeinderat nimmt den Prüfungsbericht einstimmig 

zur Kenntnis. 
 Abstimmung: 13:0 (einstimmig) 

 

 b) Die im 2. Quartal 2024 eingetretenen tatsächlich zu bedeckenden Überschreitungen in der 

Höhe von € 157.483,98 wurden vom Überprüfungsausschuss lückenlos überprüft. 

 Der Gemeinderat erteilt einstimmig die Genehmigung für die Bedeckung in der Höhe von € 

157.483,98 in derselben Höhe. 

 Eine Liste der einzelnen Überschreitungen, sowie der Bedeckungspositionen liegen der 

Kassenprüfungsniederschriften bei. 
Abstimmung: 13:0 (einstimmig) 

 

TO-Pkt. 5) Beratung und Beschlussfassung über die Neuverpachtung des Seerestaurants. 

 

Nachdem keine Bewerbungen für die Verpachtung des Seerestaurantes im Bereich der 

Freizeitanlage Rieder Badesee eingelangt sind, spricht sich der Gemeinderat dafür aus, dass 

eine neuerliche Ausschreibung durchgeführt werden soll. Eine Trennung der Verpachtung des 

Seerestaurantes und des Kiosks soll nicht kategorisch ausgeschlossen werden.   

 

 

TO-Pkt. 6) Beratung und Beschlussfassung über die Satzung der Projekt- und 

Strukturentwicklungsgenossenschaft Ried im Oberinntal eGen. 

Der Gemeinderat beschließt mit 7 JA, 6 NEIN und 0 ENTHALTUNGEN die Satzung für die 

PSG – Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft Ried im Oberinntal eGen wie folgt: 

S A T Z U N G  

der 

 

Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft Ried im Oberinntal eGen 
 



I .  F I R M A ,  S I T Z ,  V E R B A N D S Z U G E H Ö R I G K E I T ,  Z W E C K  U N D  
U N T E R N E H M E N S G E G E N S T A N D  

§ 1 
F i r m a ,  S i t z  u n d  V e r b a n d s z u g e h ö r i g k e i t  

(1) Die Firma der Genossenschaft lautet: 

Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft Ried im Oberinntal eGen. 

(2) Die Genossenschaft hat ihren Sitz in A-6531 Ried im Oberinntal 

(3) Die Genossenschaft ist Mitglied des Raiffeisenverbandes Tirol und unterliegt dessen gesetzlicher Revision.  

§  2  
Z w e c k  u n d  U n t e r n e h m e n s g e g e n s t a n d  

(1) Zweck der Genossenschaft ist im Wesentlichen die Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder 
durch die nachhaltige und langfristige Evaluierung, Sicherstellung und Bereitstellung von Liegenschaften, welche 
die Entwicklung der Gemeinde Ried im Oberinntal unterstützen und für die gewerbliche, infrastrukturelle und 
touristische Entwicklung der Gemeinde sowie für Wohnbauzwecke und für ortsräumliche Entwicklungen 
relevante Flächen und Immobilien als zweckmäßig erachtet werden. Als Grundlage dieser Entscheidungen dient 
das den Mitgliedern bekannte und in Arbeit befindliche Gemeindeentwicklungskonzept für die Gemeinde Ried 
im Oberinntal in der jeweils gültigen Fassung. 

(2) Der Gegenstand des Unternehmens umfasst:  

a) Erwerb von Liegenschaften oder Baurechten; 

b) Erschließung und Entwicklung der Liegenschaften; 

c) Verwertung, Veräußerung und Verpachtung der erschlossenen und entwickelten Liegenschaften und die 
Vergabe von Baurechten oder die Einräumung von Superädifikaten; 

d) Bewerbung der Projekte und Öffentlichkeitsarbeit; 

e) Standortentwicklungsprojekte anregen und entwickeln sowie die aktive Mitarbeit bei der Umsetzung und 
Begleitung am Projekt beteiligter Unternehmen. 

(3) Im Zweckgeschäft hat sich die Genossenschaft im Wesentlichen auf ihre Mitglieder zu beschränken. Das 
bedeutet, dass Projekte grundsätzlich innerhalb des Gemeindegebietes der Gemeinde Ried im Oberinntal zu 
entwickeln sind. 

(4) Zur Erreichung dieses Zweckes ist die Genossenschaft berechtigt, 

a) erforderliche Gewerbeberechtigungen zu erwerben; 

b) sich an juristischen Personen des Unternehmens-, des Genossenschafts- oder des Vereinsrechtes oder an 
unternehmerisch tätigen eingetragenen Personengesellschaften zu beteiligen. 



I I .  M I T G L I E D S C H A F T  

§  3  
V o r a u s s e t z u n g e n  f ü r  d i e  M i t g l i e d s c h a f t  u n d  T ä t i g k e i t s g e b i e t  

(1) Mitglieder der Genossenschaft können werden: 

a) grundsätzlich nur solche physischen und juristischen Personen, unternehmerisch tätigen eingetragenen 
Personengesellschaften oder Körperschaften öffentlichen Rechts werden, die Interesse an der Gemeinde-, 
Projekt- und Strukturentwicklung in Ried im Oberinntal haben und daran aktiv mitarbeiten; 

b) andere physische und juristische Personen, unternehmerisch tätige eingetragene Personengesellschaften 
oder Körperschaften öffentlich Rechts, deren Aufnahme im Interesse der Genossenschaft gelegen ist. 

(2) Das Tätigkeitsgebiet umfasst das Gemeindegebiet der Gemeinde Ried im Oberinntal. 

§  4  
E r w e r b  d e r  M i t g l i e d s c h a f t  

(1) Der Beitritt zur Genossenschaft erfolgt durch schriftliche Beitrittserklärung, in der der Aufnahmewerber die 
Satzung in der jeweiligen Fassung und die Beschlüsse der Generalversammlung anerkennt. 

(2) Die Aufnahme eines Mitgliedes in die Genossenschaft bedarf eines einstimmigen Beschlusses des Vorstandes. Er 
kann die Aufnahme ohne Angabe von Gründen ablehnen. 

§  5  
E n d e  d e r  M i t g l i e d s c h a f t  

Die Mitgliedschaft endet: 

a) durch freiwilligen Austritt, und zwar entweder durch Austrittserklärung oder durch Kündigung sämtlicher 
Geschäftsanteile; wird die Austrittserklärung oder die Kündigung sämtlicher Geschäftsanteile spätestens 
sechs Monate vor Ablauf eines Geschäftsjahres eingebracht, endet die Mitgliedschaft mit Ende dieses, sonst 
mit Ende des nächsten Geschäftsjahres. Der Austritt oder die Kündigung ist der Genossenschaft schriftlich 
bekanntzugeben. Sie hat hierüber eine Empfangsbestätigung auszustellen; 

b) durch schriftliche Übertragung aller Geschäftsanteile an ein anderes Mitglied mit einstimmiger Zustimmung 
des Vorstandes; 

c) durch den Tod einer natürlichen Personen bzw. bei juristischen Person des Unternehmensrechts, 
unternehmerisch tätigen eingetragenen Personengesellschaften bzw. Körperschaften öffentlichen Rechts 
durch deren Auflösung (Fassung des Auflösungsbeschlusses); 

d) durch Kündigung seitens eines Privatgläubigers eines Mitgliedes  

e) durch Ausschluss. 

§  6  
A u s s c h l u s s  v o n  M i t g l i e d e r n  

(1) Der Ausschluss eines Mitgliedes kann erfolgen, wenn: 

a) das Mitglied gegen eine Bestimmung der Satzung verstößt; 

b) eine Voraussetzung für die Mitgliedschaft wegfällt; 

c) das Mitglied Handlungen setzt, die geeignet sind, die Interessen oder das Ansehen der Genossenschaft zu 
schädigen; 

d) das Mitglied zahlungsunfähig oder über sein Vermögen ein Konkursverfahren eröffnet wird bzw. die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens nicht erfolgt; 

e) andere wichtige Gründe vorliegen. 

(2) Der Ausschluss erfolgt durch Generalversammlungsbeschluss und ist dem Betroffenen von der Genossenschaft 
mittels eingeschriebenen Briefes binnen 14 Tagen mitzuteilen. 

(3) Ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses kann der Ausgeschlossene seine Mitgliederrechte nicht mehr 
ausüben. 

 

 



§  7  
A n s p r ü c h e  d e r  M i t g l i e d e r  b e i  A u s s c h e i d e n  u n d  K ü n d i g u n g  v o n  G e s c h ä f t s a n t e i l e n  

(1) Die ausgeschiedenen Mitglieder haben nur Anspruch auf Auszahlung ihrer eingezahlten Geschäftsanteile. Ein 
Anspruch an den Reservefonds oder an das sonst vorhandene Vermögen der Genossenschaft besteht nicht. 

(2) Die Geschäftsanteile der ausgeschiedenen Mitglieder werden nach Feststellung der Bilanz des 
Ausscheidungsjahres berechnet und dürfen erst nach Erlöschen der gesetzlichen Haftung (sohin nach 3 Jahren) 
ausbezahlt werden, im Falle eines freiwilligen Austrittes jedoch frühestens 10 Jahre nach der Gründung der 
Genossenschaft. 

(3) Die vorstehenden Abs. 1 und Abs. 2 sind auch bei Kündigung von (einzelnen) Geschäftsanteilen ohne 
gleichzeitigen Austritt sinngemäß anzuwenden, wobei für das Wirksamwerden der Kündigung § 5 Abs. 1 der 
Satzung analog heranzuziehen ist. 

(4) Die Genossenschaft ist berechtigt, fällige Forderungen gegen das Geschäftsanteilsguthaben eines 
ausgeschiedenen Mitgliedes aufzurechnen. 

§  8  
R e c h t e  d e r  M i t g l i e d e r  

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, an der Generalversammlung teilzunehmen. 

(2) Jeder zum Zeitpunkt der Abstimmung voll eingezahlte und nicht gekündigte Geschäftsanteil gewährt eine 
Kapitalstimme. 

(3) Das Mitglied hat das Recht, in der Generalversammlung Anträge zu stellen und Anfragen zu richten. 

(4) Das Stimmrecht und die sonstigen Rechte der Mitglieder in der Generalversammlung werden wie folgt ausgeübt: 

a) Physische Personen können ihre Rechte grundsätzlich nur persönlich ausüben. Sie können sich im 
Verhinderungsfall jedoch von einem anderen Genossenschaftsmitglied vertreten lassen, dieser Vertreter 
hat sich mit einer schriftlichen Vollmacht auszuweisen; 

b) juristische Personen des Unternehmensrechts bzw. Körperschaften öffentlichen Rechts werden durch 
ihre/n gesetzlichen bzw. satzungsmäßigen Vertreter oder durch einen schriftlich Bevollmächtigten 
vertreten; 

c) unternehmerisch tätige eingetragene Personengesellschaften werden durch den/die vertretungsbefugten 
unbeschränkt haftenden Gesellschafter oder durch einen schriftlich Bevollmächtigten vertreten;  

d) In allen vorgenannten Fällen gilt, dass ein solcherart Bevollmächtigter, bei dem es nicht um ein bereits nach 
§ 6 Abs. 2 der Satzung ausgeschlossenen ehemaliges Genossenschaftsmitglied handeln darf, höchstens ein 
Genossenschaftsmitglied vertreten darf. 

(5) Die Mitglieder sind berechtigt, alle genossenschaftlichen Einrichtungen nach Maßgabe der dafür getroffenen 
Bestimmungen zu benützen und die von der Genossenschaft angebotenen Dienstleistungen in Anspruch zu 
nehmen. 

§  9  
P f l i c h t e n  d e r  M i t g l i e d e r  

(1) Jedes Mitglied hat die Satzung sowie die Beschlüsse der Organe der Genossenschaft zu beachten und das 
Interesse und das Ansehen der Genossenschaft zu wahren. 

(2) Geschäftsanteile: 

a) Jedes Mitglied hat mindestens einen Geschäftsanteil zu zeichnen und binnen Jahresfrist einzuzahlen. Die 
Zeichnung weiterer Geschäftsanteile bedarf der Zustimmung des Vorstandes. 

b) Ein Geschäftsanteil beträgt EUR 100,00 (in Worten: Euro einhundert). 

c) Die Übertragung von Geschäftsanteilen ist möglich, bedarf jedoch der Zustimmung des Vorstandes. 

(3) Haftung: 

Die Mitglieder haften für alle Verbindlichkeiten der Genossenschaft außer mit ihrem(n) gezeichneten 
Geschäftsanteil(en) auch noch mit einem 1-fachen ihres(r) Geschäftsanteiles(e). 

(4) Beitrittsgebühr: 

Jedes Mitglied hat eine Beitrittsgebühr zu entrichten, sofern eine solche vom Vorstand festgelegt wurde. 

(5) Die Mitglieder sind verpflichtet, Änderungen ihrer Adresse sowie Namensänderungen der Genossenschaft 
unverzüglich bekanntzugeben. 

 



 

I I .  V E R W A L T U N G  D E R  G E N O S S E N S C H A F T  

§  1 0  
O r g a n e  d e r  G e n o s s e n s c h a f t  

Die Organe der Genossenschaft sind: 

A) der Vorstand und 

B) die Generalversammlung. 

A )  D E R  V O R S T A N D  

§  1 1  
Z u s a m m e n s e t z u n g ,  W a h l ,  F u n k t i o n s d a u e r  u n d  F i r m e n b u c h e i n t r a g u n g  

(1) Der Vorstand besteht aus dem Obmann, dem Obmann-Stellvertreter und einem weiteren Vorstandsmitglied. 

(2) Die Vorstandsmitglieder werden von der Generalversammlung auf 5 Jahre gewählt. Die Ausscheidenden sind 
wieder wählbar. Die Eintragung neu gewählter und die Löschung ausgeschiedener Vorstandsmitglieder im 
Firmenbuch sind unverzüglich zu veranlassen. 

(3) Die Funktionsdauer der Vorstandsmitglieder, die anstelle vorzeitig ausgeschiedener Vorstandsmitglieder gewählt 
werden, läuft mit der Funktionsdauer der Ausgeschiedenen ab. 

(4) Ist die in der Satzung festgesetzte Mindestzusammensetzung des Vorstandes unterschritten oder wird der 
Vorstand dauernd beschlussunfähig, so hat der Obmann bzw. im Verhinderungsfall sein Stellvertreter 
unverzüglich eine Generalversammlung zur Durchführung von Wahlen einzuberufen. Kommen der Obmann bzw. 
sein Stellvertreter dieser Verpflichtung nicht nach oder sind beide an der Ausübung ihrer Funktion dauernd oder 
vorübergehend verhindert, so ist das weitere Vorstandsmitglied hierfür zuständig. Kommt auch dieses seiner 
Verpflichtung nicht nach oder ist auch dieses dauerhaft verhindert, so hat jedes Mitglied die Möglichkeit, eine 
Generalversammlung einzuberufen. 

(5) Die Generalversammlung kann für einzelne oder alle Vorstandsmitglieder auch Stellvertreter wählen. Für diese 
gelten die Vorschriften für Vorstandsmitglieder mit der Maßgabe entsprechend, dass sie an den 
Vorstandssitzungen stets teilnehmen können, das Stimmrecht aber nur dann ausüben können, wenn das von 
ihnen vertretene Vorstandsmitglied verhindert ist. Diesen Stellvertretern kommt sohin keine 
Vertretungsbefugnis nach außen zu. 

(6) Die Legitimation der Vorstandsmitglieder erfolgt durch einen Auszug aus dem betreffenden 
Generalversammlungsprotokoll.  

§  1 2  
A u f g a b e n  d e s  V o r s t a n d e s  

(1) Dem Vorstand obliegen die Geschäftsführung und die Vertretung der Genossenschaft unter Beachtung der 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestimmungen, der für ihn geltenden Geschäftsordnung und der Beschlüsse 
der Generalversammlung. 

(2) Vertretungsbefugt sind jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam, wovon mindestens eines der Obmann oder 
der Obmann-Stellvertreter sein muss. 

(3) Die firmenmäßige Zeichnung für die Genossenschaft erfolgt in der Weise, dass zu der von wem immer 
vorgeschriebenen oder vorgedruckten Firma zwei Vorstandsmitglieder, wovon mindestens eines der Obmann 
oder der Obmann-Stellvertreter sein muss, ihre Unterschrift beisetzen. 

(4) Der Vorstand hat für sich eine Geschäftsordnung zu erlassen. Die Erlassung sowie jede Abänderung der 
Geschäftsordnung für den Vorstand bedarf der vorherigen Einholung einer schriftlichen Stellungnahme des 
Raiffeisenverbandes Tirol als zuständiger Revisionsverband. 

(5) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub zulassen, ist eine Beschlussfassung im Umlaufwege 
ausnahmsweise zulässig, wenn eine Sitzung aus besonderen Umständen, wie insbesondere bei 
Naturkatastrophen, längerdauernden großflächigen Straßensperren oder Pandemien, nicht möglich oder nicht 
tunlich ist und kein Vorstandsmitglied dieser Art der Beschlussfassung widerspricht, wobei sowohl das 
Abstimmungsergebnis hinsichtlich der Art des Abstimmungsverfahrens im Umlaufwege als auch das 
Abstimmungsergebnis hinsichtlich des eigentlichen Beschlussgegenstandes getrennt im Protokoll festzuhalten 
sind. Sofern jedoch ein Vorstandsmitglied eine Aussprache über den Beschlussgegenstand verlangt, ist jedenfalls 
eine Vorstandssitzung einzuberufen. 
 



(6) In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub zulassen, ist alternativ zur Beschlussfassung im 
Umlaufwege auch die Teilnahme an sowie die Stimmabgabe in Vorstandssitzungen durch Zuschaltung via 
Videokonferenz möglich. Sofern jedoch ein Vorstandsmitglied eine Aussprache über den Beschlussgegenstand 
verlangt, ist eine Vorstandssitzung (in Präsenz) einzuberufen. Bei einer Zuschaltung via Videokonferenz muss ein 
wechselseitig durchgehender Sicht- und Hörkontakt, eine authentische Wahrnehmung der Stimme, Mimik und 
Gestik der Beteiligten, die Vertraulichkeit sowie ein gleicher Informations- und Dokumentenstand gewährleistet 
sein. Die Zuschaltung von Vorstandsmitgliedern über Videokonferenz ist als Teilnahme an der Sitzung zu werten. 
Eine Teilnahme mittels bloßer Telefonzuschaltung ist nicht als Teilnahme an einer Sitzung zu werten.  

 
 Das durchgehende Vorliegen dieser Voraussetzungen ist von allen Sitzungsteilnehmern jeweils unmittelbar vor 

sowie unmittelbar nach jeder Beschlussfassung einvernehmlich festzustellen und im Sitzungsprotokoll schriftlich 
festzuhalten.  

Im Falle jedweder Unterbrechung des wechselseitigen Sicht- und Hörkontaktes ist nach dessen 
Wiederherstellung zwischen allen Sitzungsteilnehmern einvernehmlich festzustellen und im Sitzungsprotokoll 
schriftlich festzuhalten, bis zu welchem Zeitpunkt der durchgehende wechselseitige Sicht- und Hörkontakt 
vorgelegen ist und sind sodann sämtliche, ab diesem Zeitpunkt erfolgten Sitzungshandlungen zu wiederholen. 
Kann über den Zeitpunkt, bis zu dem der wechselseitige Sicht- und Hörkontakt vorgelegen ist, kein Einvernehmen 
erzielt werden, sind sämtliche, ab dem zuletzt einvernehmlich festgestellten und im Sitzungsprotokoll schriftlich 
festgehaltenen Vorliegen der Voraussetzung des durchgehenden wechselseitigen Sicht- und Hörkontaktes 
vorgenommenen Sitzungshandlungen zu wiederholen. Kann nach einer Unterbrechung die Videokonferenz nicht 
wieder aufgenommen werden, so gilt die Sitzung unabhängig davon, ob der Vorstand aufgrund der Anzahl der 
verbliebenen Sitzungsteilnehmer beschlussfähig wäre, als nicht mehr beschlussfähig und damit abgebrochen und 
sind sohin sämtliche ab dem zuletzt unmittelbar nach einer Beschlussfassung einvernehmlich festgestellten und 
im Sitzungsprotokoll schriftlich festgehaltenen Vorliegen des durchgehenden wechselseitigen Sicht- und 
Hörkontaktes vorgenommenen Sitzungshandlungen ungültig und daher einer neuerlichen Behandlung im 
Rahmen der nächstfolgenden Sitzung zuzuführen. 

B )  D I E  G E N E R A L V E R S A M M L U N G  

§  1 3  
O r d e n t l i c h e  u n d  a u ß e r o r d e n t l i c h e  G e n e r a l v e r s a m m l u n g  

(1) Die ordentliche Generalversammlung findet jährlich nach den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes zu 
dem vom Vorstand festgelegten Termin statt. 

(2) Außerordentliche Generalversammlungen sind einzuberufen, wenn es der Vorstand oder die 
Generalversammlung beschließen oder wenn es mindestens die Hälfte der Anzahl der Mitglieder verlangt oder 
es gemäß § 84 GenG oder § 11 Abs. 4 der Satzung erforderlich ist. 

(3) Generalversammlungen sind grundsätzlich innerhalb der Gemeinde Ried im Oberinntal abzuhalten. 

(4) Ist die Abhaltung einer Generalversammlung unter Anwesenheit aller Teilnehmer aufgrund besonderer 
Umstände nicht möglich oder den Mitgliedern nicht zumutbar, so können Generalversammlungen auch ohne 
physische Anwesenheit der bzw. aller Teilnehmer (mittels einer akustischen und optischen Zweiweg-Verbindung 
in Echtzeit wie beispielsweise über Microsoft Teams oder Zoom) als „virtuelle Versammlung“ oder als 
„moderierte virtuelle Versammlung“ (mittels Übertragung in Echtzeit ohne Zweiweg-Verbindung mit der 
Möglichkeit zur elektronischen Kommunikation während der Versammlung) oder als „hybride“ 
Generalversammlung abgehalten werden. Im Fall einer Abhaltung als hybride Versammlung können die 
Mitglieder zwischen einer physischen und einer virtuellen Teilnahme entscheiden. Es gelten die Bestimmungen 
für die Abhaltung von Mitgliederversammlungen sinngemäß.  
In der Einberufung hat der Einberufende anzugeben, in welcher Form die Generalversammlung abgehalten wird 
und welche organisatorischen und technischen Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen 
Versammlung oder moderierten virtuellen Versammlung bzw. hybriden Versammlung bestehen, wobei eine 
technische Lösung zu wählen ist, die sicherstellt, dass alle teilnahmeberechtigten Mitglieder an der virtuellen 
bzw. moderierten virtuellen Versammlung bzw. hybriden Versammlung teilnehmen und sich zu Wort melden 
sowie abstimmen können. 

§  1 4  
E i n b e r u f u n g  d e r  G e n e r a l v e r s a m m l u n g  

(1) Die Generalversammlung ist vom Obmann, in dessen Verhinderung vom Obmann-Stellvertreter einzuberufen, ist 
auch dieser verhindert, ist das weitere Vorstandsmitglied hierzu berechtigt.  

(2) Die Einberufung der Generalversammlung erfolgt durch Kundmachung auf der Amtstafel der 
Gemeinde Ried im Oberinntal bzw. nach Realisierung der digitalen Gemeindeamtstafel auf 
dieser; darüber hinaus kann eine schriftliche und oder elektronische Verständigung der 
Mitglieder erfolgen. Der Raiffeisenverband Tirol als zuständiger Revisionsverband ist vom 



Termin der Generalversammlung unverzüglich unter Angabe der Tagesordnung schriftlich zu 
verständigen. Dieser ist berechtigt, an der Generalversammlung durch Vertreter mit 
beratender Stimme teilzunehmen.  

(3) Verlangt mindestens die Hälfte der Mitglieder die Einberufung einer Generalversammlung, so haben diese einen 
schriftlichen, begründeten Antrag an den Vorstand zu richten.  

(4) An der Generalversammlung teilnahmeberechtigt sind die Mitglieder bzw. deren Vertreter gemäß § 8 Abs. 4 der 
Satzung und über Einladung des Vorstandes auch Personen, deren Anwesenheit im Interesse der Genossenschaft 
gelegen ist.  

§  1 5  
E i n b e r u f u n g s f r i s t  

Der Zeitraum zwischen der Einberufung und der Abhaltung der Generalversammlung darf nicht weniger als fünf und 
nicht mehr als dreißig Tage betragen. 

§  1 6  
T a g e s o r d n u n g  d e r  G e n e r a l v e r s a m m l u n g  

(1) Die Tagesordnung für die Generalversammlung wird vom Einberufenden festgesetzt. 

(2) In die Tagesordnung sind alle Anträge aufzunehmen, die vom Vorstand beschlossen oder von mindestens der 
Hälfte der Anzahl der Mitglieder gestellt und dem Einberufenden vor der Einladung schriftlich bekanntgegeben 
worden sind. 

(3) Beschlüsse über andere als in der Tagesordnung angeführte Verhandlungsgegenstände können nicht gefasst 
werden, doch kann in jeder Generalversammlung die Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung 
beschlossen werden. 

(4) Bei einer beabsichtigten Satzungsänderung ist deren wesentlicher Inhalt in der Einladung zur 
Generalversammlung anzugeben. 

§  1 7  
V o r s i t z  i n  d e r  G e n e r a l v e r s a m m l u n g  

(1) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Obmann, in dessen Verhinderung der Obmann-Stellvertreter. 
Sind Beschlüsse zu fassen, die den Vorstand oder eines seiner Mitglieder betreffen, hat die Generalversammlung 
ein Mitglied zum Vorsitzenden zu wählen. 

(2) Mit Zustimmung der Generalversammlung kann der Vertreter des Raiffeisenverbandes Tirol als zuständiger 
Revisionsverband zu einzelnen Punkten der Tagesordnung den Vorsitz übernehmen. 

§  1 8  
B e s c h l u s s f ä h i g k e i t  d e r  G e n e r a l v e r s a m m l u n g  

Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn die Einladung unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
satzungsgemäß ergangen und mindestens so viele Mitglieder, die insgesamt mindestens zwei Drittel der 
Geschäftsanteile halten, anwesend oder gemäß § 8 Abs. 4 vertreten sind. 

§  1 9  
B e s c h l u s s f a s s u n g  u n d  A b s t i m m u n g  

(1) Beschlüsse der Generalversammlung (einschließlich Wahlergebnisse) kommen zustande, wenn sie mindestens 
die Zweidrittelmehrheit der gültig abgegebenen Anteilsstimmen auf sich vereinigen. 

(2) Beschlüsse über Satzungsänderungen, über die Verschmelzung, Veräußerung oder Verpachtung des 
Geschäftsbetriebes sowie über die Auflösung der Genossenschaft sowie Beschlüsse auf Umwandlung der 
Haftungsart oder Herabsetzung der Haftung oder der Geschäftsanteile können ebenfalls nur mit einer 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen Anteilsstimmen gefasst werden. 

(3) Stimmenthaltungen werden den ungültigen Stimmen zugezählt. 

(4) Die Abstimmung erfolgt durch Aufstehen oder Handaufheben; mit Stimmzetteln ist abzustimmen, wenn dies ein 
Viertel der anwesenden Stimmberechtigten verlangt oder es der Vorsitzende für zweckmäßig erachtet. 

(5) Die Feststellung des Abstimmungsergebnisses erfolgt durch mindestens zwei Stimmenzähler, die zu Beginn der 
Generalversammlung von dieser gewählt werden. Sofern weniger als 10 Mitglieder anwesend sind, fungiert der 
Vorsitzende der Generalversammlung als Stimmenzähler. 

(6) Die Beschlüsse der Generalversammlung sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden, von dem 
durch diesen bestellten Protokollführer und einem in der Generalversammlung gewählten Protokollmitfertiger 
zu unterzeichnen. 



§  2 0  
B e f u g n i s s e  d e r  G e n e r a l v e r s a m m l u n g  

(1) Die Rechte, die den Mitgliedern in Angelegenheiten der Genossenschaft zustehen, werden von der Gesamtheit 
der Mitglieder in der Generalversammlung ausgeübt. 

(2) Der Generalversammlung obliegen insbesondere folgende Angelegenheiten: 

a) Wahl des Vorstandes bzw. dessen Abberufung; 

b) Beschlussfassung über die Genehmigung des Jahresabschlusses, über die Verwendung des Bilanzgewinnes 
oder die Abdeckung des Bilanzverlustes sowie über die Entlastung des Vorstandes; 

c) Beschlussfassung über die Behandlung des Revisionsberichtes; 

d) Entscheidung über den Ausschluss von Mitgliedern; 

e) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung;  

f) Beschlussfassung über die Auflösung oder Verschmelzung der Genossenschaft; 

g) Zustimmung zu Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen (§ 228 UGB) sowie zum Erwerb, der 
Veräußerung und der Stilllegung von Unternehmen, Betrieben, Teilbetrieben bzw. über die Aufnahme und 
Aufgabe von Geschäftszweigen; 

h) Zustimmung zur Beschlussfassung über Investitionen, den An- und Verkauf sowie jede Gesamtverwertung 
von Objekten (Liegenschaften, Superädifikaten und Baurechten), die insgesamt einen Betrag von 
EUR 1.000.000,00 pro Geschäftsjahr übersteigen; 

i) Zustimmung zum Abschluss von Leasingverträgen, sofern das Leasingentgelt EUR 100.000,00 pro 
Geschäftsjahr übersteigt. 

§  2 1  
W a h l e n  

(1) Für jedes zu besetzende Mandat hat der Vorstand einen Wahlvorschlag einzubringen. Wahlvorschläge von 
weiteren Mitgliedern sind spätestens zu Beginn der Abhandlung des Tagesordnungspunktes Wahlen in der 
Generalversammlung einzubringen. 

(2) Die Wahlen erfolgen für jedes zu besetzende Mandat in getrennten Wahlgängen. 

(3) Nach jedem Wahlgang ist das Ergebnis sofort durch den/die Stimmenzähler festzustellen. 

(4) Die Abstimmung über die Wahlvorschläge erfolgt in der Reihenfolge der Antragsstellung. Bei Abstimmung durch 
Stimmzettel kann über mehrere verschiedene Anträge zugleich abgestimmt werden.  

(5) Die Wahl ist mit der Annahmeerklärung durch den Gewählten rechtswirksam. 

§  2 2  
P r o t o k o l l f ü h r u n g  

(1) Bei jeder Sitzung des Vorstandes und bei der Generalversammlung ist ein Protokoll zu führen. Der 
Protokollführer ist vom Vorsitzenden zu bestellen. 

(2) Das Protokoll hat Ort und Zeit der Veranstaltung, die Anzahl der Anwesenden und mit Ausnahme der 
Generalversammlung auch die Namen der Abwesenden zu enthalten. Die gefassten Beschlüsse sind vollständig 
zu protokollieren. 

(3) Das Protokoll der Generalversammlung ist vom Vorsitzenden, vom Protokollführer und von einem 
Protokollmitfertiger, der von der Versammlung gewählt wird, zu unterzeichnen. Die übrigen Protokolle sind von 
sämtlichen Sitzungsteilnehmern zu unterzeichnen. 

(4) Jedes Mitglied hat ein Recht auf Einsicht in die Protokolle der Generalversammlung und kann gegen Kostenersatz 
auch Abschriften der Protokolle verlangen. 

I I I .  R E C H N U N G S W E S E N  U N D  S O N S T I G E  B E S T I M M U N G E N  

§  2 3  
E r s t e l l u n g ,  Ü b e r p r ü f u n g  u n d  G e n e h m i g u n g  d e s  J a h r e s a b s c h l u s s e s  s o w i e  

G e w i n n v e r w e n d u n g  u n d  V e r l u s t a b d e c k u n g  

(1) Der Vorstand der Genossenschaft ist verpflichtet, Bücher gemäß den Bestimmungen des Ersten Abschnittes des 
Dritten Buches des UGB zu führen. 

(2) Der Jahresabschluss ist jährlich rechtzeitig nach den gesetzlichen Bestimmungen in Verbindung mit den 
Vorschriften des Ersten Abschnittes des Dritten Buches des UGB zu erstellen. 



(3) Das Geschäftsjahr der Genossenschaft beginnt mit der Eintragung der Genossenschaft im Firmenbuch und endet 
am darauffolgenden 31. Dezember. Die folgenden Geschäftsjahre beginnen jeweils am 1. Jänner und enden am 
31. Dezember. 

(4) Der Jahresabschluss sowie die Kurzfassung des Revisionsberichtes sind durch mindestens fünf Tage vor dem Tag 
der Generalversammlung zur Einsichtnahme für die Mitglieder am Sitz der Genossenschaft aufzulegen. Darauf ist 
in der Einladung zur Generalversammlung hinzuweisen. 

(5) Über die Verwendung des Gewinnes oder die Abdeckung eines Verlustes entscheidet die Generalversammlung, 
wobei zur Abdeckung eines Verlustes grundsätzlich der vorhandene Reservefonds (Rücklagen) herangezogen 
werden kann. Wird jedoch erwartet, dass der Verlust durch Gewinne kommender Jahre abgedeckt wird, kann 
der Verlust auch auf neue Rechnung vorgetragen werden. 

(6) Über Antrag des Vorstandes kann die Generalversammlung eine Gewinnausschüttung aus dem Bilanzgewinn 
beschließen, soweit diese Ausschüttung den Jahresüberschuss nicht übersteigt. Diese Ausschüttung hat sich an 
der wirtschaftlichen Leistungs- und Entwicklungsfähigkeit der Genossenschaft zu orientieren, den für die 
Ausschüttung erforderlichen Verwaltungsaufwand zu berücksichtigen und darf der Höhe nach nicht mehr als 5 % 
des vom betreffenden Mitglied jeweils eingezahlten Geschäftsanteilskapitals betragen. 

§  2 4  
B e k a n n t m a c h u n g e n  

Soweit aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder dieser Satzung nicht zwingend anderes bestimmt ist, erfolgen 
Bekanntmachungen durch Kundmachung auf der Amtstafel der Gemeinde Ried im Oberinntal bzw. nach Realisierung 
der digitalen Gemeindeamtstafel auf dieser; darüber hinaus kann eine schriftliche und oder elektronische 
Verständigung der Mitglieder erfolgen. 

§  2 5  
L i q u i d a t i o n  

(1) Die Liquidation wird nach den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes vollzogen. 

(2) Nach deren Beendigung werden die Bücher und Schriften einer von der Generalversammlung zu bestimmenden 
natürlichen oder juristischen Person bzw. einer Körperschaft öffentlichen Rechts zur Verwahrung übergeben. 

(3) Über die Verwendung des nach Befriedigung sämtlicher Gläubiger und nach Auszahlung der Geschäftsanteile an 
die Mitglieder verbleibenden Genossenschaftsvermögens entscheidet die Generalversammlung. 

§  2 6  
S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

(1) Die Satzung und jede Änderung sind zur Eintragung in das Firmenbuch dem zuständigen Gericht anzumelden. 

(2) Jede Änderung der Satzung bedarf der vorherigen Stellungnahme des Raiffeisenverbandes Tirol als zuständiger 
Revisionsverband. 

(3) Aus Anlass der Gründungsversammlung vom ................. wurden die Mitglieder des ersten Vorstandes, die auch 
die Firmenbucheintragung der Genossenschaft zu erwirken haben, gewählt und werden diese gemäß 
§ 5 Z 13 GenG wie folgt benannt: 

Obmann: Daniel PATSCHEIDER, geb. 12.07.1981 
A-6531 Ried im Oberinntal, Ried i.O. 13/3 

Obmann-Stellvertreter:  Mag. (FH) Peter KATHREIN, geb. 14.02.1967 
 A-6522 Prutz, Schallahanseleweg 3/1 

Vorstandsmitglied: Mag. Marco FEHR, geb. 02.03.1970 
 A-6850 Dornbirn, J.G.-Ulmer-Straße 21 

Ried im Oberinntal, am .................................... 

Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft Ried im Oberinntal eGen 

Unterschriften der Vorstandsmitglieder sowie Gründungsmitglieder: 



………………………………………………………………………………… 

Bgm. Daniel PATSCHEIDER, geb. 12.07.1981 
Obmann und Vertreter des Gründungsmitgliedes Gemeinde Ried im Oberinntal 

………………………………………………………………………………… 
Mag. (FH) Peter KATHREIN, geb. 14.02.1967 

Obmann-Stellvertreter und Vertreter des Gründungsmitgliedes Raiffeisenbank Serfaus-Fiss-Ried eGen 
vertreten durch den bevollmächtigten weiteren Geschäftsleiter der Raiffeisenbank Serfaus-Fiss-Ried eGen Anton HOCHENEGGER 

………………………………………………………………………………… 
Mag. Marco FEHR, geb. 02.03.1970 

Vorstandsmitglied und Vertreter des Gründungsmitgliedes ISK Institut für Standort-, Regional- und Kommunikationsentwicklung 
Dr. Mathis & Partner GmbH 

Abstimmung: 7:6:0  
 

TO-Pkt. 7) Information des Bürgermeisters über die Finanzlage der Gemeinden auf Basis 

des Schreibens der Bezirkshauptmannschaft Landeck: LA-G-FL/14-2024 vom 

08.08.2024. 

Der Gemeinderat nimmt einstimmig das Schreiben der BH Landeck Gzl. LA-G-FL/14-2024 

vom 08.08.2024 betreffend die Finanzlage der Gemeinden und die damit einhergehenden 

aufsichtsbehördlichen Genehmigungen von Darlehen vollinhaltlich zu Kenntnis. 
Abstimmung: 13:0 (einstimmig) 

  

TO-Pkt. 8) Gemeindegutsagrargemeinschaft Ried im Oberinntal. 

  a.) Genehmigung von Gemeindegutsagrargemeinschaftsrechnungen. 

a.) Der Gemeinderat genehmigt mit 13 JA, 0 NEIN und 0 ENTHALTUNGEN nachstehende 

Rechnungen der Gemeindegutsagrargemeinschaft Ried i.O. wie folgt: 

 Fa. Holzschlägerung TRENKER GmbH in der Gesamthöhe von: € 10.184,00 (netto) 

 Fa. Wood Vikings GmbH in der Gesamthöhe von: € 14.720,00 (netto) 
Abstimmung: 13:0 (einstimmig) 

 

TO-Pkt. 9) Personalangelegenheiten. 

 Der Gemeinderat beschließt mit 13 JA, 0 NEIN und 0 ENTHALTUNGEN die Umstufung 

von Frau Mag. Bettina Patscheider von derzeit VBI/c/05 mit nächster Vorrückung am 

01.01.2026 auf neu VBI/b/05 mit nächster Vorrückung am 01.01.2026 per 01.10.2024, damit 

die Voraussetzungen für die Ablegung der Dienstprüfung für die Gehaltsstufe „b“ gegeben 

sind. 
Abstimmung: 13:0 (einstimmig) 

   

TO-Pkt. 10) Anträge, Anfragen, Allfälliges. 

 Die einzelnen Punkte sind in der Niederschrift zur gegenständlichen Sitzung festgehalten.  

 

 

Der Bürgermeister 

 
       

(Daniel Patscheider) 

 
Angeschlagen: 23.09.2024 

Abgenommen: 08.10.2024  


